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Die Konflikte in der Region sind vielschichtig und 
können wie folgt nach ihren Besonderheiten und 
inneren Logiken differenziert dargestellt werden:

Grenzüberschreitende  
Natürliche Ressourcen

Es handelt sich um den Konflikt um das Ölfeld 
Rumaila zwischen Irak und Kuwait, das von der iraki-
schen Seite als ein weiterer Grund für die Besetzung 
Kuwaits angeführt wurde. Hinzu kommen Konflikte 
auch um grenzüberschreitende Öl- und Gasquellen 
im Persischen Golf zwischen den meisten Golfstaa-
ten. Gelingt es nicht rechtzeitig, Voraussetzungen 
für geregelte und kooperative Nutzung dieser grenz-
überschreitenden Energieressourcen zu schaffen, 
dann könnten absehbare Streitigkeiten, die auch 
mit der Abnahme der verbliebenen Ressourcenmen-
gen intensiver werden dürften, sich in gewaltsamen 
Auseinandersetzungen entladen. Bei den Interessen-
gegensätzen um die Nutzung von grenzüberschrei-
tenden Gewässern geht es vor allem einerseits um 
den Konflikt wegen des Flusses Jordan zwischen 
Israel, Palästina und Jordanien und andererseits um 
die Flüsse Euphrat und Tigris zwischen Türkei, Syrien 
und Irak. Auch hier wachsen mit der Zunahme von 
Wasserknappheit Konfliktpotentiale und Kriegsbereit-
schaft.

Grenzüberschreitende  
Ethno-religiöse Konflikte

Der Hauptkonflikt, der alle anderen Konflikte über-
lagert und Lösungen erschwert und in der Region 
einen Flächenbrand entfachen könnte, ist die alte 
Feindschaft zwischen Sunniten und Schiiten. Zwar 
sind die islamischen Wurzeln beider Strömungen 
und die gemeinsame Suche nach neuer Identität 
im Globalisierungsprozess bedeutend stärker als die 
Gegensätze. Diese können jedoch, wie gegenwärtig 
im Irak zu beobachten ist, durch gezielte und blutige 
Terroranschläge auf Heiligtümer der Schiiten bzw. 
der Sunniten, aber auch gegen die Zivilbevölkerung, 
künstlich geschürt werden. Bei einer Zuspitzung der 
Gegensätze zwischen Sunniten und Schiiten im Irak 
ist nicht ganz ausgeschlossen, dass sich daraus ein 
flächendeckender Krieg in der gesamten Region ent-
wickelt, und zwar zwischen Iran, den irakischen Schi-
iten und Hisbollah im Libanon auf der einen Seite, 
und Saudi-Arabien, Jordanien, Ägypten und den 
Sunniten im Irak und Libanon auf der anderen Seite. 
Verfolgungen der religiösen Minderheiten und Pog-
rome auf beiden Seiten, wie sie aus Afrika (bspw. in 
Ruanda) bekannt sind, stünden dann auf der Tages-
ordnung. Unabhängig von diesen religiös motivierten 

Gegensätzen ist ein grundsätzlicher Kulturkonflikt 
in allen Staaten der Region im Gange, ein Konflikt 
zwischen Modernismus und Fundamentalismus im 
historischen Transformationsprozess, in dem sich die 
Staaten im Mittleren und Nahen Osten gegenwärtig 
befinden.

Kurdistan

Der grenzüberschreitende Kurdistan- Konflikt ist der 
wichtigste der ethnisch begründeten und noch immer 
ungelösten Konflikte, der eine permanente Quelle für 
weitere Zuspitzungen und gewaltsame Auseinan-
dersetzungen im Irak, in der Türkei, aber auch im 
Iran darstellt. Hier geht es einerseits um kulturelle 
Autonomie innerhalb des jeweiligen bestehenden 
Staatsverbandes, und andererseits um die Gründung 
eines kurdischen Nationalstaates, der neue Kriege 
und internationale Interventionen heraufbeschwören 
dürfte. Hinzu kommt die Instrumentalisierung der 
Kurden als Faustpfand für machtpolitische Allianzen 
im Konkurrenzkampf unter den Zentralstaaten. Die 
gegenwärtige Zusammenarbeit zwischen USA und 
Israel mit irakischen Kurden gegen Iran und Syrien 
belegt, dass der Kurdistankonflikt auch eine inter-
nationale Dimension hat und tatsächlich neuartige 
Interventionen nach sich ziehen könnte.

Israel-Palästina

Es geht in erster Linie um die Beendigung der 
israelischen Besatzung und um die Gründung eines 
eigenen palästinensischen Staates. Angesichts der 
fortgesetzten israelischen Besatzungspolitik und der 
Radikalisierung der palästinensischen Gesellschaft 
entstanden neben der säkularen palästinensischen 
Befreiungsbewegung auch religiöse Widerstands-
gruppen wie die Hamas. Im Israel- Palästina-Konf-
likt werden neue Konfliktpotentiale mit explosiver 
Sprengkraft in der gesamten Region und darüber 
hinaus auch in der islamischen Welt mobilisiert. 
Dazu zählen die anhaltende Feindbildproduktion, ein 
wachsender islamisch-jüdischer Fundamentalismus 
und arabischer Nationalismus, die Verstärkung von 
Gewaltbereitschaft und Terrorismus sowie die Ver-
hinderung der Demokratisierung in allen arabisch-
islamischen Staaten. Dieser Konflikt ist die Ursache 
einer Israelfeindlichkeit in der islamischen Welt, die 
im Westen oft mit Antisemitismus gleichgesetzt wird, 
und er ist auch eine der Ursachen einer ständig 
wachsenden Islamfeindlichkeit im Westen.

Israel-Libanon

Die Politisierung der palästinensischen Flüchtlinge 
in den libanesischen Flüchtlingslagern und die Prä-

senz der PLO im Libanon führte schließlich dazu, 
dass der Israel-Palästina- Konflikt Ende der 1970er 
und Anfang der 1980er Jahre sich auf Libanons 
Territorium ausweitete. Im Juni 1982 besetzte Israel 
Südlibanon, und der daraus resultierende Widerstand 
der Schiiten im Südlibanon führte zur Entstehung 
von Hisbollah. Diese Strömung entwickelte sich mit 
ihrer hoch motivierten und gut trainierten Miliz zu 
einem Staat im Staate Libanons. Der ursprünglich 
durch Israels Besetzung von Palästina entstandene 
Israel-Libanon- Konflikt zieht neue Kreise und droht 
die gesamte Region zu erfassen. Durch umfangreiche 
Waffenlieferungen an die Hisbollah ist ein Wettrüsten 
zwischen Iran und Israel entstanden, was im letzten 
Libanon-Krieg im Juli 2006 beinahe in einen größe-
ren Krieg zwischen Iran einerseits und Israel und den 
USA andererseits übergegangen wäre.

KSZE-Prozess als Vorlage

Die obige Beschreibung der grundsätzlichen Kon-
fliktstrukturen und die Tatsache der Regionalisierung 
der Konflikteskalation sprechen dafür, die Perspektive 
einer zusammenhängenden regionalen Strategie 
analog zum europäischen KSZE-Prozess ab Mitte der 
1970er Jahre ins Auge zu fassen. Im Mittleren und 
Nahen Osten gibt es nicht nur Gegensätze, sondern 
auch viele Gemeinsamkeiten. Im Folgenden werden 
die wichtigsten dieser Potentiale aufgelistet, die bele-
gen, dass sie für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Kooperation in der Region beträchtlich sind und eine 
gute Grundlage auch für eine politische Kooperation 
darstellen.

Ökonomische  
Kooperationspotentiale

Möglich ist eine regionale Arbeitsteilung mit kom-
parativen Kostenvorteilen für alle Beteiligten: durch 
Ölund Gasexporte sowie petrochemische Produkte 
aus den Golfstaaten, gegen Agrarprodukte, Lebens-
mittel, Textilien, langlebige Konsumgüter, Industriean-
lagen und High-Tech-Erzeugnisse aus dem Iran, der 
Türkei und Israel, wobei der Iran auf Grund seiner 
Größe, diverser Klimazonen und fossiler Reserven 
beide Produktgruppen zum Tausch bereitstellen 
könnte. Des Weiteren könnten Potentiale für den regi-
onalen Tourismus in allen Golfstaaten, allen Anrainer-
staaten des Kaspischen Meeres, allen Anrainerstaaten 
des Mittelmeeres und Hochkulturstaaten mit antiken 
Sehenswürdigkeiten (Ägypten, Iran, Türkei, Jorda-
nien, Syrien und alle kleinasiatischen Staaten) durch 
gemeinsame Projekte erschlossen werden. 

Ressourcen- und Umweltschutz: Angesichts des 
Problems aktuell nicht nachhaltiger Nutzung von Öl- 
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und Gasquellen in allen Staaten im Persischen Golf 
bietet es sich an, gemeinsame Strategien zur nach-
haltigen Nutzung dieser Ressourcen zu entwickeln 
und dabei unterschiedliche Erfahrungen nutzbar zu 
machen. Zu nennen sind auch gemeinsame Inves-
titionsprojekte zur Nutzung des Kaspischen Meeres 
und des Persischen Golfes, ferner auch gemeinsame 
Projekte zur Nutzung regenerativer Energiepotentiale 
und zur Schaffung eines regionalen Stromnetzes. 
Besonders wichtig sind auch Strategien zur gemein-
samen Nutzung der knappen Wasserressourcen und 
Regelungen zur gerechten Verteilung von grenzüber-
schreitenden Gewässern. 

Soziale Projekte: Die Region verfügt über erhebliche 
finanzielle und menschliche Ressourcen, um wichtige 
grenzüberschreitende soziale Projekte zu initiieren, 
die geeignet sind, neue Arbeitsplätze in besonders 
benachteiligten Regionen, aber auch in Konfliktregi-
onen wie Palästina und Kurdistan, die auf Grund ihrer 
permanenten Verwicklung in Kriege auf Ressourcen-
import angewiesen sind, zu schaffen. Nur so können 
anstelle von Separatismus mit allen seinen gewalt-
samen Folgen die Vorteile der Friedensperspektive 
durch Kooperation erlebbar gemacht und kann 
neuen Konflikten der Boden entzogen werden. Auch 
gemeinsame Strategien zur Bekämpfung von Arbeits-
losigkeit, Armut, Drogenabhängigkeit und Analpha-
betismus verstärken die Identität und begünstigen die 
Kooperation in allen anderen Bereichen.

Kultur und Bildung: Alle Staaten im Mittleren und 
Nahen Osten haben gemeinsame kulturelle und reli-
giöse Wurzeln. Es gibt zwar einen unbarmherzigen 
Konflikt zwischen islamischen Staaten und Israel, 
jedoch bisher nicht zwischen Moslems und Juden. 

Immerhin lebten in allen Staaten der Region Juden 
mit Moslems jahrhundertelang friedlich zusammen. 
Antisemitismus, im Sinne von Judenverfolgung oder 
Vernichtung, ist, so wie wir ihn aus der europäischen 
Geschichte kennen, in den islamischen Ländern so 
gut wie unbekannt. Auch heute richtet sich die Feind-
schaft der Moslems ganz eindeutig gegen den Staat 
Israel, und zwar wegen dessen Besatzungspolitik, 
aber nicht gegen die Juden als religiöse Gemein-
schaft.

Perspektiven für gemeinsame 
Sicherheit

Die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) entstand auf dem Höhepunkt der 
Ost- West-Konfrontation, und zwar aus dem norma-
tiven Bedürfnis unterschiedlicher ökonomischer Sys-
teme und kultureller Erfahrungen unterschiedlicher 
politischer Systeme, um die Feindschaft zwischen 
westlichen und östlichen Staaten durch die Idee der 
gemeinsamen Sicherheit abzubauen, das Wettrüsten 
in einen Abrüstungsprozess umzukehren und lang-
fristig ohne Gewaltanwendung die Voraussetzungen 
für einen dauerhaften Frieden zu schaffen. Die KSZE 
wurde 1976 in Helsinki gegründet und 1995 in die 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) überführt. Ihr gehören heute 55 Staa-
ten an. Dies sind alle europäischen Staaten sowie die 
USA und Kanada.

Die Staaten des Mittleren und Nahen Ostens können 
zwar nicht nach (west)europäischem Muster unmit-
telbar mit der ökonomischen Integration beginnen, 
dazu sind ihre ökonomischen Systeme, ihr Lebens-
standard und ihre kulturellen Erfahrungen aktuell viel 

zu verschieden. Sie können jedoch sehr wohl dem 
Weg der gemeinsamen Sicherheit folgen, den Europa 
beschritten hat. Dieser Weg ist auch dringend gebo-
ten, weil alle beteiligten Staaten der Region daraus 
mittel- und langfristig für sich Vorteile ziehen und 
darüber hinaus dadurch auch die Voraussetzungen 
für einen dauerhaften Frieden herstellen könnten. 
Dies gilt nicht zuletzt auch für Israel.

KSZMNO jetzt und ohne  
Vorbedingungen

Die Haupttätigkeit der Konferenz müsste zunächst 
darin bestehen, analog zur KSZE, allerdings ange-
passt an die Bedingungen in der Region, Schritte zu 
vertrauensbildenden Maßnahmen einzuleiten, Kon-
fliktfelder aufzulisten, sie so zu sortieren, dass die 
Perspektive einer gemeinsamen Sicherheit und Koo-
peration für alle beteiligten Staaten nachvollziehbarer 
würde und die gewünschte Dynamik erzeugte, um 
alle Staaten der Region in das Projekt zu integrieren. 
Vieles könnte in zehn oder fünfzehn Jahren tatsächlich 
erreicht werden, was aus heutiger Sicht als utopisch 
erscheinen mag. Über die friedenspolitische Bedeu-
tung für die Region hinaus eröffnet die KSZMNO die 
Perspektive einer von den Regionen ausgehenden 
Dezentralisierung der Sicherheitspolitik.

Bei der Perspektive einer KSZMNO sind die Inter-
essen der Konfliktparteien nicht auf allen Gebieten 
komplementär. Der Iran und die arabischen Staaten 
müssten sich auf die Anerkennung Israels einlas-
sen und dessen Existenz auf Dauer garantieren. Als 
Gegenleistung müsste Israel sich endgültig auf die 
Grenzen von 1967 zurückziehen und die Gründung 
eines lebensfähigen Palästinenserstaates nicht länger 


